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Mehr Zuwanderer aus dem Süden, weniger aus dem Norden
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Zufluchtsort Schweiz
Mehr südeuropäische Arbeitskräfte strömen ins Land – Anteil der Deutschen sinkt

Seit 2008 kommen Jahr für Jahr
immer weniger Deutsche in die
Schweiz. Im Gegenzug suchen
Südeuropäer ihr Glück hierzu-
lande. Das könnte Folgen für den
Schweizer Arbeitsmarkt haben.

Matthias Müller

Der Schweizer Personalberater Guido
Schilling hatte unlängst bei der Präsen-
tation des «Schillingreports 2013» auf
den nachlassenden Zustrom an Zuwan-
derern aus Deutschland verwiesen und
zwei Gründe dafür genannt. Zum einen
schreckten viele Deutsche angesichts
der in Teilen despektierlichen Diskus-
sionen über die Zuwanderer aus dem
«grossen Kanton» vor dem Umzug in
die Schweiz zurück. Und zum anderen
sei die Arbeitsmarktlage in Deutsch-
land vor allem für die qualifizierten
Arbeitskräfte inzwischen so günstig,
dass sie sich einen Wegzug aus der Hei-
mat zweimal überlegten, sagte Schilling

damals. Er sollte mit seiner Prognose
recht behalten. 2007 stammten noch an-
nähernd zwei Drittel der EU-Nettozu-
wanderer – also die Differenz zwischen
Zuwanderern in die Schweiz aus der
Europäischen Union und den Abwan-
derern – aus Deutschland, 5% aus Grie-
chenland, Italien, Portugal sowie Spa-
nien und 8% aus Osteuropa. Im vergan-
genen Jahr hat sich die Zusammenset-
zung jedoch stark verändert.

2012 habe der Anteil der Deutschen
an der Nettozuwanderung aus der EU
in die Schweiz noch bei 15% gelegen,
jener aus den vier südeuropäischen
Ländern bei 51% und derjenige aus
Osteuropa bei 20%, schreiben Antoine
Lukac sowie Bernhard Weber vom
Staatssekretariat für Wirtschaft in ih-
rem Artikel «Vermehrte Zuwanderung
aus den Ländern Süd- und Osteuropas».

Diese Zahlen belegen, wie sich die
wirtschaftliche Entwicklung in den Her-
kunftsländern auf die Mobilität der
Arbeitskräfte auswirkt. Als 2007 die
völlige Personenfreizügigkeit für Ar-
beitskräfte aus der EU-15 umgesetzt

wurde, verliessen noch mehr Italiener
und Spanier die Schweiz, als Landsleute
ins Land kamen. Damals galten die bei-
den südeuropäischen Länder noch nicht
als Sanierungsfälle.

Der starke Anstieg von Zuwande-
rern aus Italien, Spanien und Portugal ist
auch aus kulturellen Gründen nachvoll-
ziehbar. Nach den Zahlen des Bundes-
amts für Migration stellten Ende April
dieses Jahres die Italiener mit 296 448
Personen die grösste ausländische Be-
völkerungsgruppe in der Schweiz. Zu-
dem lebten 245 294 Portugiesen und
71 711 Spanier hierzulande. Die vielen
in der Schweiz sesshaften Landsleute
dürften den südeuropäischen Zuwande-
rern das Einleben erheblich erleichtern.

Allerdings zeigen die Zahlen auch,
dass sich durch die Verschiebungen bei
der Zuwanderung die Lage am Schwei-
zer Arbeitsmarkt ändern könnte. Wie-
sen die Deutschen Erwerbslosenquoten
auf, die im Bereich derjenigen der
Schweizer lagen, liegt der Wert bei den
Portugiesen deutlich über dem landes-
weiten Durchschnitt.

Was Einwanderer bringen
Fragezeichen zur Studie über die Fiskalbilanz der Immigranten

hus. ^ Der von der Bundesverwaltung
diese Woche präsentierte Bericht über
die wirtschaftlichen Folgen der Perso-
nenfreizügigkeit zeichnete weitgehend
ein positives Bild. Ein Hinweis im Be-
richt auf eine Studie der Universität
Basel zur Fiskalbilanz der «neuen» Ein-
wanderer (mit durchschnittlich höherer
Qualifikation als vor Einführung der
Personenfreizügigkeit 2002) liess aller-
dings aufhorchen. Demnach dürfte auch
die neue Einwanderung längerfristig
eher eine negative Fiskalbilanz aufwei-
sen (NZZ 12. 6. 13).

Qualifikation ist bedeutend
Doch ein genauerer Blick ist ange-
bracht. Die Basler Studie betrachtete
die Einwanderer von 2003 bis 2009 und
versuchte auf Basis von Einkommens-
und Verbrauchserhebungen sämtliche
Leistungen an den Staat bzw. vom Staat
zu schätzen – von Steuern über AHV-
Beiträge bis zum Bezug von Bildungs-
leistungen. Die Tendenz: Je höher die
Qualifikation eines Einwanderers, des-
to positiver ist seine Fiskalbilanz (hö-
here Steuern, tiefere Sozialversiche-
rungsbezüge). Laut der Studie zahlten
die (oft hochqualifizierten) Einwande-
rer aus Nordeuropa im Untersuchungs-
zeitraum etwa 1000 Fr. bis 1250 Fr. pro
Haushalt und Monat mehr, als sie be-
zogen, während die (im Schnitt weniger
qualifizierten) Einwanderer aus Süd-
europa netto etwa 100 Fr. erhielten.

Massgebend wäre aber die länger-
fristige Betrachtung, die zum Beispiel
auch künftige Rentenbezüge berück-
sichtigt. Unter Annahme von konstan-
tem Einwanderungs- und Bleibeverhal-
ten und ohne Politikänderungen bleibt
die Bilanz für die Einwanderung aus
Nordeuropa positiv (monatlich 600 Fr.
bis 800 Fr. pro Haushalt), für das Total
der Einwanderung ermittelt die Studie
jedoch eine leicht negative Fiskalbilanz
von 70 Fr. pro Haushalt und Monat
(faktisch eine «rote Null», da statistisch
nicht signifikant verschieden von null).
Das mag angesichts des grossen Anteils

Hochqualifizierter an der «neuen» Ein-
wanderung erstaunen. Doch weil die
höher qualifizierten und jüngeren Ein-
wanderer weniger lange in der Schweiz
blieben, seien die niedriger qualifizier-
ten und älteren Einwanderer im künfti-
gen Ausländerbestand stärker vertreten
als im gegenwärtigen Zuwanderungs-
strom, heisst es im Basler Papier. Man-
che Nordeuropäer bleiben 10 bis 15
Jahre in der Schweiz, Südeuropäer da-
gegen oft 40 Jahre oder mehr.

Unrealistische Annahme
Das eher negative Bild der Fiskalbilanz
hängt allerdings von einer zentralen
Annahme ab: dass es keine Politikände-
rung geben wird. Das ist unrealistisch.
Für die AHV zum Beispiel werden
Reformen (höheres Rentenalter, tiefere
Renten, höhere Beiträge oder alles zu-
sammen) zwingend sein. Anders gesagt:
Ohne Reformen ist nicht nur die AHV-
Bilanz der Ausländer negativ, sondern
auch jene der Schweizer, wie Nathalie
Ramel einräumt, Co-Autorin der Studie
von der Universität Basel. Ähnliches
könnte auch für die Steuerpolitik etwa
angesichts steigender Gesundheitskos-
ten gelten. Bei nur schon leichten AHV-
Reformen würde die Fiskalbilanz der
Einwanderer in der Langfristbetrach-
tung wohl bereits ins Positive kehren.

Langfristige Berechnungen zur Fis-
kalbilanz sind naturgemäss mit grossen
Unsicherheiten verbunden. Als grobe
Anhaltspunkte mögen Lohnniveaus,
Beschäftigungsquoten, Arbeitslosen-
quoten und Sozialhilfequoten dienen.
Die neuen Einwanderer schneiden hier
mit Ausnahme der Beschäftigungsquote
zwar eher etwas schlechter ab als der
Durchschnitt der Schweizer, doch dafür
bringen Immigranten Steuerbeiträge an
staatliche Fixkosten und belasten das
Bildungsbudget weit weniger, wenn sie
mit fertiger Ausbildung in die Schweiz
kommen. Alles in allem liefert die
jüngste Studie zur Fiskalbilanz jeden-
falls kein schlagendes Argument gegen
die Einwanderung.

Aufbruch statt Resignation
Analyse von Martin Janssen zum Schweizer Bankenplatz

ti. ^ An seiner Abschiedsvorlesung hat
sich Martin Janssen, Professor am Insti-
tut für Banking und Finance der Uni-
versität Zürich, für eine Aufbruchsstra-
tegie des Bankenplatzes Schweiz stark-
gemacht. Damit wendet sich Janssen
gegen die vom Bundesrat seit dem Aus-
bruch der Finanzkrise eingeschlagene
Politik, die er als Angst- und Appease-
ment-Strategie qualifiziert; diese Politik
des Nachgebens führe letztlich zu quali-
tativ schlechteren Bankdienstleistungen
und schwäche den Finanzplatz.

Vor diesem Hintergrund plädiert
Janssen für eine sachliche Rehabilitie-
rung des Bankkundengeheimnisses und
für den Verzicht auf eine Weissgeldstra-
tegie. Der hiesige Finanzplatz habe ein
essenzielles Interesse daran, das Bank-
geheimnis zu verteidigen, und zwar
nicht, um Steuerhinterzieher zu schüt-
zen, sondern um die Qualität der Bank-
dienstleistungen zu wahren. In logischer
Konsequenz wendet sich Janssen gegen
eine voreilige Einführung des automati-
schen Informationsaustausches (AIA).

Angesichts der herausragenden Bedeu-
tung des hiesigen Bankenplatzes soll die
Schweiz diesen Schritt erst tun, wenn sie
tatsächlich dazu gezwungen werde und
wenn Länder wie die USA, Grossbri-
tannien und Deutschland selbst den
AIA umsetzten und zeigten, dass sie
sich an die Abmachungen hielten. Als
massgebliches Gremium in Sachen AIA
betrachtet Janssen nicht die EU, son-
dern die OECD.

Auch im Steuerstreit mit den USA ist
aus der Sicht von Janssen mehr Rück-
grat gefragt. Erstrebenswerter als ein
Plazet des Parlaments zur «Lex USA»
wäre für betroffene Banken aus diesem
Blickwinkel die Option, in den USA ein
ordentliches Verfahren mit Anklage,
Verteidigung, Beweiswürdigung und
Urteil anzustreben. Sollten die USA
von sich aus eine oder mehrere Banken
anklagen, wäre die Schweizerische Na-
tionalbank laut Janssen gesetzlich ver-
pflichtet, den ins Visier genommenen
Instituten bei der Liquiditätsversorgung
mit Dollars beizustehen.

Premium-Zigarren
als Wachstumsmarkt
Erfolgreiche Oettinger Davidoff

am. ^ Die in Basel domizilierte, in Fami-
lienbesitz stehende Oettinger-Davidoff-
Gruppe hat 2012 in ihrem Kerngeschäft,
der Produktion und dem Verkauf von
Zigarren und Accessoires, deutlich zuge-
legt. Laut CEO Hans-Kristian Hoejs-
gaard konnte der Umsatz in diesem Be-
reich um 5% gesteigert werden, etwas
mehr als das geschätzte Wachstum des
Weltmarktes (+4%). Unter Einbezug
sämtlicher Geschäftsbereiche verringer-
te sich jedoch der Umsatz um 4,5% auf
1,23 Mrd. Fr. Dies deshalb, weil Mitte
2012 die nicht mehr als strategisch wich-
tig betrachteten 45 Tankstellenshops in
der Schweiz an den Detailhändler Spar
verkauft wurden (NZZ 30. 05. 12). Auch
das Grosshandelsgeschäft (Contadis)
wird nicht mehr als Kernaktivität ange-
sehen und dürfte gelegentlich abgestos-
sen werden. An den Generalvertretun-
gen (u. a. Süsswaren wie Haribo) wird
laut Hoejsgaard aber festgehalten. Der
Markt für Zigarren und besonders der-
jenige für Premium-Zigarren wie Davi-
doff (ab 10 Fr. pro Stück) folgt eher den
Gesetzmässigkeiten des Luxusgüter- als
des Tabakmarktes. Im Zentrum von
Hoejsgaards Strategie stehen denn auch
die Marken des Hauses, von denen drei –
Davidoff, Camacho und Zino Platinum –
global verankert werden sollen. Davi-
doff ist bis jetzt überhaupt die einzige
globale Premium-Zigarren-Marke, was
daran liegt, dass die wichtigste Konkur-
renz (v. a. Cohiba) aus Kuba stammt.
Neben wohl weniger stark entwickeltem
Marketingdenken müssen diese Herstel-
ler damit leben, dass ihnen der Zugang
zum US-Markt weiterhin verwehrt ist.
So erstaunt es auch nicht, dass die USA
für die in der Dominikanischen Repu-
blik produzierende Oettinger-Davidoff-
Gruppe klar der wichtigste Markt sind,
mit einem Umsatzanteil von 38%.

SAS mit geringerem Verlust
Airline bleibt auf Sparkurs

I. M. Stockholm ^ Die bedrängte skan-
dinavische Fluggesellschaft SAS hat den
Verlust im zweiten Quartal (per Ende
April) reduzieren können. Dank inten-
sivierten Sparbemühungen verbesserte
sich das Betriebsergebnis auf –86 Mio.
sKr. (–12 Mio. Fr.). Zur Resultatverbes-
serung haben jedoch auch die neu ver-
handelten Bedingungen für Frühpen-
sionen mit einem positiven Beitrag von
450 Mio. sKr. beigetragen. Ohne diesen
einmaligen Posten beläuft sich der Be-
triebsverlust vor Steuern auf 306 (734)
Mio. sKr. Während der Umsatz von 10
Mrd. sKr. währungsbedingt etwas tiefer
ausfiel als im Vorjahr, sanken die Ein-
heitskosten (exkl. Treibstoff und Pen-
sions-Ertrag) um 3,6%, die Zahl der
Passagiere um 0,6% und der Kabinen-
Faktor um 2,3 Prozentpunkte. Die Ka-
pazität stieg um 4,3%. Laut Konzern-
chef Rickard Gustafson war das Quar-
talsergebnis nicht zufriedenstellend, lag
aber im Rahmen der Erwartungen. Der
CEO ist optimistisch, dass SAS im Ge-
samtjahr einen Gewinn vor Steuern und

eine Ebit-Marge von über 3% einfliegen
kann. Voraussetzung ist ein fortgesetz-
ter Sparkurs. Im Berichtsquartal wurden
300 Vollzeitstellen abgebaut, bis zum
Ende des Geschäftsjahres sollen 1000
Stellen verschwinden. Im Mai gab SAS
bekannt, dass die norwegische Airline-
Tochter Wideröe an ein Investorentrio
verkauft wird, was einen Gewinn von
rund 2 Mrd. sKr. einbringen dürfte.

Pfizer gewinnt Patentstreit –
Generikafirma Teva muss zahlen

(Reuters) ^ Der Pharmakonzern Pfizer
erhält im Patentstreit um das Magen-
medikament Protonix eine Milliarden-
summe von seinen Konkurrenten Teva
und Sun Pharmaceutical überwiesen.
Diesen Vergleich gaben die Pharma-
unternehmen am Mittwoch bekannt.
Damit ziehen sie einen Schlussstrich
unter ein Gerichtsverfahren, das vor
mehr als einem Jahrzehnt begonnen
hatte. Von der Gesamtzahlung in der
Höhe von 2,15 Mrd. $ erhält Pfizer den

grössten Teil; 774 Mio. $ gehen an Ta-
keda. Mit dem japanischen Partner hat-
ten die Amerikaner Protonix entwi-
ckelt. Von dem Gesamtbetrag von 2,15
Mrd. $ zahlt der Ratiopharm-Mutter-
konzern Teva 1,6 Mrd. $ – eine Hälfte
in diesem Jahr, den Rest 2014. Teva
hatte 2007 eine Generika-Version von
Protonix auf den Markt gebracht. Pfizer
warf dem israelischen Generika-Bran-
chenprimus vor, damit gegen Schutz-
rechte verstossen zu haben.

SAS in Zahlen
Geldwerte in Mio. sKr. 2. Q. 2. Q.
Februar bis April 2011/12 2012/13 Ï%
Umsatz 10 070 9 933 –1.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Ebit –482 –86 –
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Ebit-Marge (Ziel:µ8%) –4,8 –0,9 –
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Ebit vor Sonderposten –629 57 –
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Reinergebnis –429 –388 –
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

je Aktie (in sKr.) –1.30 –1.18 –
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Cashflow a. Geschäftstätigkeit 1 148 1 235 8
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Eigenkapitalquote in % (Ziel 35%) 1 29 27 –7
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Nettoverschuldung 1 6 817 5 957 –13
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
1 Per 30. April.

Ermittlungsverfahren
gegen Orange-Chef

tkb. Paris ^ Gegen Orange-Chef Sté-
phane Richard wurde in Paris in der
Tapie-Affäre ein Ermittlungsverfahren
eingeleitet. Der Vorwurf lautet auf ban-
denmässigen Betrug. Welche Konse-
quenzen das für seinen Posten als Oran-
ge-Chef hat, soll in den nächsten Tagen
entschieden werden. Richard war der
ehemalige Bürochef von Christine La-
garde im Finanzministerium. Es geht
um eine Entschädigungszahlung über
400 Mio. € für den Unternehmer Ber-
nard Tapie für den Verkauf von Adidas.

Neue Verwaltungsräte
für Glencore

gvm. ^ Der Verwaltungsrat (VR) des
Bergbaukonzerns Glencore Xstrata hat
per sofort drei neue Mitglieder ins Gre-
mium aufgenommen. Peter Coates wird
Executive Director, er war der langjäh-
rige Leiter der Kohlesparte von Xstrata.
Als unabhängige VR-Mitglieder wur-
den John J. Mack und Peter T. Grauer
gewählt. Mack ist derzeit Berater der
US-Bank Morgan Stanley, die er zuvor
als Konzernchef und VR-Präsident lei-
tete. Grauer ist VR-Präsident und ehe-
maliger Konzernchef von Bloomberg.


